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b) Kosten für Wirtschaftsprüfer und steuerliche Beratung: Die Höhe der Vergütung an den 
Wirtschaftsprüfer richtet sich einerseits nach dem Fondsvolumen und andererseits nach 
den Veranlagungsgrundsätzen. Kosten der Steuerberatung umfassen die Ermittlung der 
Steuerdaten je Anteil auch für nicht in Österreich unbeschränkt steuerpflichtige 
Anteilinhaber (und werden anlassfallbezogen verrechnet). 

c) Publizitätskosten (inkl. Aufsichtskosten): Darunter sind jene Kosten zu subsumieren, die im 
Zusammenhang mit der Erstellung und Veröffentlichung von gesetzlich vorgesehenen 
Informationen gegenüber Anteilinhabern im In- und Ausland entstehen. Des Weiteren 
können sämtliche durch die Aufsichtsbehörden verrechnete Kosten sowie Kosten, die aus 
der Erfüllung von gesetzlichen Vertriebsvoraussetzungen in etwaigen Vertriebsstaaten 
resultieren, und Kosten der steuerlichen Vertretung des Fonds im Ausland dem Fonds im 
Rahmen der gesetzlichen Zulässigkeit angelastet werden. Auch die Kosten für die 
Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datenträgers (ausgenommen die gesetzlich 
verbotenen Fälle) sind umfasst. 

d) Kosten für die Depotbank/Verwahrstelle: Dem Fonds werden von der Depotbank 
bankübliche Depotgebühren, Kosten für Kuponinkasso, ggf. einschließlich der 
banküblichen Kosten für die Verwahrung ausländischer Wertpapiere und 
Finanzinstrumente im Ausland angelastet (Depotgebühren). 
Die Vergütung wird aufgrund der Monatsendwerte anteilig errechnet.  

e) Depotbankgebühr und Kosten für sonstige Dienstleistungen: Dem Fonds werden des 
Weiteren Kosten für die Depotbanktätigkeit und weitere Dienstleistungen im Sinne des 
Punktes I. 8., wie z.B. Fondsbuchhaltung und die tägliche Preisberechnung, belastet. 

f) Kosten der Vertriebszulassung bzw. der steuerlichen Zulassung in Deutschland 
Im aktuellen Rechenschaftsbericht werden unter „Fondsergebnis“, Unterpunkt 
„Aufwendungen“ die genannten Positionen ausgewiesen. 
 
Vorteile 
Die Verwaltungsgesellschaft weist darauf hin, dass sie infolge ihrer Verwaltungstätigkeit für 
den Fonds (sonstige geldwerte) Vorteile (z.B. für Broker Research, Finanzanalysen, Markt- 
und Kursinformationssysteme) ausschließlich dann vereinnahmt, wenn sie im Interesse der 
Anteilsinhaber eingesetzt werden. 

Die Verwaltungsgesellschaft darf aus der vereinnahmten Verwaltungsgebühr 
Rückvergütungen (im Sinn von Provisionen) gewähren. Die Gewährung von derartigen 
Rückvergütungen führt nicht zu einer Mehrbelastung des Fonds mit zusätzlichen Kosten.   

Von Dritten geleistete Rückvergütungen (im Sinn von Provisionen) werden nach Abzug 
angemessener Aufwandsentschädigungen an den Fonds weitergeleitet und im 
Rechenschaftsbericht ausgewiesen. 
 
18. Angaben über Maßnahmen, die getroffen worden sind, um die Zahlungen 

an die Anteilinhaber, den Rückkauf oder die Rücknahme der Anteile sowie 
die Verbreitung der Informationen vorzunehmen 

 

Die Ausgabe und Rücknahme der Anteilscheine sowie die Durchführung von Zahlungen an 
die Anteilinhaber wurden der Depotbank übertragen. Die Gutschrift der Ausschüttungen bzw. 
der Auszahlungen erfolgt durch das jeweils für den Anteilinhaber depotführende 
Kreditinstitut. 

Auf alle die Anteilscheine betreffenden Veröffentlichungen findet § 136 InvFG Anwendung.  

Die Veröffentlichungen können entweder 
-durch vollständigen Abdruck im Amtsblatt zur Wiener Zeitung oder 
-indem Exemplare dieser Veröffentlichung in der Verwaltungsgesellschaft und den Zahlstellen 
in ausreichender Zahl und kostenlos zur Verfügung gestellt werden, und das 
Erscheinungsdatum und die Abholstellen im Amtsblatt zur Wiener Zeitung kundgemacht 
wurden, oder 
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- in elektronischer Form auf der Internetseite der emittierenden Verwaltungsgesellschaft 
erfolgen. 
 
Sofern die Anteilinhaber über bestimmte Tatsachen oder Vorgänge gem. § 133 InvFG zu 
informieren sind, wird die Verwaltungsgesellschaft die Informationen über die Depotbank den 
depotführenden Stellen zur Verfügung stellen, die diese an die Anteilinhaber weiterleiten. 
 
Sofern für den gegenständlichen Fonds eine Zulassung zum öffentlichen Vertrieb in anderen 
Staaten besteht, sind die länderspezifischen Informationen im Anhang IV enthalten. 
 
19. Informationen gem. § 132 (3) und (4) InvFG 2011 und Vergütungspolitik 

gem. § 17a InvFG 2011 
 
Strategien für die Ausübung von Stimmrechten gem. § 26 (1) i.V.m. § 132 (3) InvFG 2011 

Die Verwaltungsgesellschaft übt die mit den Vermögensgegenständen der von ihr verwalteten 
Fonds verbundenen Aktionärs- und Gläubigerrechte unabhängig von den Interessen Dritter 
und ausschließlich im Interesse der Anleger des jeweiligen Fonds und der Integrität des 
Marktes aus.  

Generell ist die Einflussmöglichkeit der Verwaltungsgesellschaft kraft Gesetzes gering, da nur 
insgesamt ein geringer Anteil am Stammkapital einer Aktie erworben werden kann. 

Maßgeblich ist allein das Interesse der Anteilinhaber des jeweiligen Fonds, dem die 
Stimmrechte zuzuordnen sind. Dies kann zur Folge haben, dass die Verwaltungsgesellschaft 
für die von ihr aufgelegten Fonds unterschiedlich abstimmen.  

Bei Hauptversammlungen und Stimmrechtsausübung entscheidet die Verwaltungsgesellschaft 
nach Erwägung des zu erwartenden Nutzens über die Ausübung des Stimmrechts. Erwächst 
aus wirtschaftlicher Sicht, beispielsweise angesichts eines geringen Anteils des jeweiligen 
Papiers am Fonds oder aufgrund unverhältnismäßigen Aufwands für die Stimmabgabe im 
Ausland, kein Vorteil für den Anteilinhaber, so kann die Verwaltungsgesellschaft von der 
Ausübung des Stimmrechts absehen.  

Die Verwaltungsgesellschaft verpflichtet sich des Weiteren jene Rechtsverfolgungshandlungen 
zu setzten, die unter Bedachtnahme auf den Streitwert, die Verfahrensdauer, die 
Verfahrenskosten und die Erfolgsaussichten bestmöglich geeignet erscheinen, 
vermögenswerte Ansprüche möglichst kostengünstig und rasch einbringlich zu machen. Die 
dadurch entstehenden Rechtsverfolgungskosten können dem Fondsvermögen angelastet 
werden. 
 
Grundsätze zur bestmöglichen Ausführung von Handelsentscheidungen gem. § 32 
i.V.m. § 132 (4) InvFG 2011 
Die Verwaltungsgesellschaft hat im besten Interesse der von ihr verwalteten OGAW zu 
handeln, wenn sie für diese bei der Verwaltung ihrer Portfolios Handelsentscheidungen 
ausführt oder bei der Verwaltung ihrer Portfolios Handelsaufträge für die verwalteten OGAW 
zur Ausführung an andere Einrichtungen weiterleitet, und hat dabei alle angemessenen 
Maßnahmen zu ergreifen, um das bestmögliche Ergebnis für den jeweiligen Fonds zu 
erzielen.  

Das Anliegen der Verwaltungsgesellschaft ist es, die Fonds transparent und mit höchster 
Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit zu verwalten. Aus diesem Grund wurde der "Best-Execution" 
Ansatz fest in unseren internen Prozessen verankert und wirksame Vorkehrungen für die 
Umsetzung dieser Grundsätze entwickelt. Dieser Ansatz beinhaltet über eine günstige 
Orderausführung hinaus, dass auch Handelstransparenz und der Execution-Qualitität 
entsprechende Bedeutung beigemessen wird.  






























